
Nachschlagewerk: ja

BGHZ:  nein

AGBG § 9 Bk

Die formularmäßige Bestimmung über die Verlängerung eines 
Hausratversicherungsvertrages um zehn Jahre verstößt gegen 
§ 9 Abs. 1 AGBG und ist deshalb unwirksam.

BGH, Urteil vom 13. Juli 1994 - IV ZR 227/93 - OLG Hamburg
LG Hamburg
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Bundschuh, die Richterin 
Dr. Ritter und die Richter Römer, Dr. Schlichting und Terno 
auf die mündliche Verhandlung vom 13. Juli 1994

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
5. Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandesge­
richts Hamburg vom 23. Juni 1993 wird zurückge­
wiesen .

Die Kosten des Revisionsverfahrens trägt die 
Beklagte.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger ist ein rechtsfähiger Verein, zu dessen 
satzungsgemäßen Aufgaben die Wahrnehmung und Förderung der 
Interessen der Verbraucher durch Aufklärung und Beratung 
zählen. Die Beklagte betreibt ein Versicherungsunternehmen, 
das u.a. Hausratversicherungen anbietet. Sie verwendete vor 
der Neuregelung des § 8 Abs. 3 W G  am 1. Januar 1991 ein 
vorgedrucktes Antragsformular, in dem es u.a. heißt:

"Ich beantrage die Umstellung meiner Hausrat­versicherung auf die neuen Bedingungen (VHB 84) 
und die Versicherungsverlängerung auf 10 Jahre 
bei Gewährung eines entsprechenden Beitrags­
nachlasses. Die Umstellung wird wirksam mit dem
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Eingang des Umstellungsantrages bei der ...-Ge­
schäftsstelle ."

Die Beklagte hat behauptet, ihren Versicherungsnehmern 
sei die Umstellung ihrer Verträge über die Hausratversiche­
rung mit einem Informationspaket angeboten worden, dem zu 
entnehmen sei, daß der Beitragsnachlaß bei zehnjähriger 
Vertragsdauer 10% betrage. Das vom Kläger beanstandete Um­
stellungsformular habe sie nur in den Jahren 1987 und 1988 
verwandt.

Mit Schreiben vom 13. September 1991 beanstandete der 
Kläger den Passus über die Verlängerungsdauer und forderte 
die Beklagte auf, eine strafbewehrte Unterlassungserklärung 
abzugeben. Die Beklagte verweigerte dies. Der Kläger ist
der Auffassung, die von ihm beanstandete Klausel stelle ei­
ne Allgemeine Geschäftsbedingung dar, die gegen § 9 AGBG
verstoße.

Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zu verurteilen, 
es bei Meidung eines Ordnungsgeldes bis zu 500.000 DM oder 
Ordnungshaft bis zu sechs Monaten zu unterlassen, sich in 
bezug auf Hausratversicherungen, die zwischen dem 1. März 
1983 und dem 31. Dezember 1990 abgeschlossen worden sind, 
auf die genannte Klausel zu berufen, sofern dies nicht ge­
genüber einem Kaufmann im Rahmen seines Handelsgewerbes, 
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts oder ei­
nem öffentlich-rechtlichen Sondervermögen geschieht.
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Das Landgericht hatte dem Antrag stattgegeben. Die Be­
rufung blieb erfolglos. Mit der zugelassenen Revision er­
strebt die Beklagte weiter die Klageabweisung.

Entscheidunqsgründe:

Die Revision hat im Ergebnis keinen Erfolg.

1. Die Klage scheitert nicht daran, daß der Kläger 
nicht die Unterlassung der beanstandeten Klausel bei künf­
tigen Vertragsverlängerungen verlangt, sondern allein er­
reichen möchte, daß es der Beklagten untersagt wird, sich 
bei den bestehenden Verträgen, den sogenannten Altverträ­
gen, auf die Klausel zu berufen. Der Kläger kann auch einen 
solchen Unterlassungsanspruch im Wege der Verbandsklage 
nach den §§ 13ff. AGBG geltend machen.

In der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist aner­
kannt, daß mit der Verbandsklage, die auf die Unterlassung
künftiger Verwendung einer gegen § 9 AGBG verstoßenden 
Klausel beim Vertragsschluß gerichtet ist, der Verwender 
gleichzeitig darauf in Anspruch genommen werden kann, es zu 
unterlassen, sich bei der Abwicklung bereits geschlossener 
Verträge auf die Klausel zu berufen (Urteile vom 11. Febru­
ar 1981 - VIII ZR 335/79 - NJW 1981, 1511; BGHZ 81, 222, 
228; vom 16. März 1988 - IVa ZR 247/84 - NJW-RR 1988, 819). 
Dieser Rechtsprechung ist die Literatur im wesentlichen, 
wenn auch mit unterschiedlicher Begründung, gefolgt (vgl. 
Bunte BB 1981, 1793; Löwe BB 1988, 1832; Soergel/Stein, BGB 
12. Auf1. § 13 AGBG Rdn. 10; Hensen in Ulmer/Brandner/
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Hensen, AGB-Gesetz 7. Auf1. § 13 Rdn. 27; Palandt/ 
Heinrichs, BGB 53. Aufl. § 13 AGBG Rdn. 6; differenzierend 
Lindacher in Wolf/Horn/Lindacher, AGB-Gesetz 3. Aufl. § 13 
Rdn. 66f.; kritisch Gerlach, MünchKomm 3. Aufl. § 13 AGBG 
Rdn. 42, der aber meint, diese Rechtsprechung liege in der 
rechtspolitischen Gesamtrichtung des AGBG; a.A. ohne nähere 
Begründung Erman/Werner, BGB 9, Aufl. § 13 Rdn. 31). Wird 
danach im Verfahren nach §§ 13ff. AGBG nicht nur geprüft, 
ob die Einbeziehung der Klausel in einen Vertrag eine Ge­
fahr für den Rechtsverkehr darsteilt, sondern auch, ob die 
nach Vertragsschluß erkannte Gefahr zu beseitigen ist, kann 
es für die Frage der Gefahrenbeseitigung nicht darauf an­
kommen, ob der Verwender der Allgemeinen Geschäftsbedingun­
gen inzwischen davon abgesehen hat, die beanstandete Klau­
sel in Neuverträge einzubeziehen. Erweist sich ein Unter­
lassungsverlangen , die Klausel beim Vertragsschluß zu ver­
wenden, als entbehrlich, weil diese so nicht mehr verwandt 
wird, kann im Verbandsprozeß auch isoliert geprüft werden, 
ob dem Verwender zu untersagen ist, sich bei der Abwicklung 
bestehender Verträge auf die Klausel zu berufen (ebenso OLG 
Frankfurt NJW 1989, 2264 m. zust. Anm. Löwe, EWiR 1989,
841; OLG Karlsruhe NJW-RR 1991, 625 m. zust. Anm. Vortmann, 
EWiR 1991, 421).

Dem. steht der Wortlaut des § 13 AGBG nicht entgegen. 
Nach ihm kann auf Unterlassung in Anspruch genommen werden, 
wer in Allgemeinen Geschäftsbedingungen Bestimmungen "ver­
wendet" , die nach §§ 9 bis 11 AGBG unwirksam sind. Die Vor­
schrift unterscheidet nicht zwischen Erst- und Weiterver­
wendung. Das Verwenden einer Bestimmung endet nicht mit ih­
rem Einbezug in den Vertrag. Macht der Versicherer dadurch
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von einer Klausel Gebrauch, daß er sich auf sie als Be­
standteil des Vertrages beruft und Rechte für sich aus ihr 
herleitet, verwendet er sie weiter (vgl. auch BGHZ 116, 1, 
6) . Auch der Schutzzweck des § .13 AGBG gebietet, in das 
Verfahren der Verbandsklage die Kontrolle der Klauseln ein­
zubeziehen, die bereits in den Vertrag aufgenommen wurden, 
und damit die Gefahr bewirken, daß sich der Verwender zum 
Nachteil des Verbrauchers auf sie beruft. Das Verfahren 
nach §§ 13ff. AGBG verfolgt den Zweck, den Rechtsverkehr 
von sachlich unangemessenen Klauseln freizuhalten. Insbe­
sondere soll die den Verbänden eingeräumte Klagebefugnis 
verhindern, daß sich eine rechtsunkundige Vertragspartei, 
wenn ihr von dem Verwender eine nach §§ 9ff. AGBG unwirksa­
me Klausel entgegengehalten wird, von vornherein von einer 
Geltendmachung und Durchsetzung ihrer Rechte abhalten läßt 
(BGH, Urteil vom, 11. Februar 1981 aaO unter II 2 c aa 
m.w.H.). Dieser Zweck würde aber nur unvollkommen erreicht, 
wenn es dem Verwender gestattet wäre, sich auf eine Klausel 
zu berufen, deren Unwirksamkeit im Verbandsprozeß nur des­
halb nicht mehr festgestellt werden könnte, weil der Ver­
wender sie bei neuen Vertragsschlüssen nicht mehr präsen­
tiert. Es hinge damit weitgehend vom Zufall ab, ob der Ver­
tragspartner es zu einer gerichtlichen Auseinandersetzung 
kommen läßt und in diesem Individualrechtsstreit zwischen 
Verwender und Kunden das Gericht die Unwirksamkeit der 
Klausel feststellt (vgl. BGH, Urteil vom 11. Februar 1981 
aaO für die gleichzeitige Kontrolle). Das mit der Verwen­
dung einer gegen §§ 9 bis 11 AGBG verstoßenden Klausel ver­
bundene Risiko trägt der Verwender. Er trägt es auch, wenn 
die Klausel zwar zunächst keinen Bedenken begegnete, er sie 
aber in Zeiten weiterverwendet, in denen sich die Rechts-
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auffassungen zum Verbraucherschutz gewandelt haben. Darin 
liegt kein Verstoß gegen das Rechtsstaatsprinzip, weil in 
diesem Fall keine gesicherte Rechtsposition erlangt ist.
Ein Schutz des Vertrauens darauf, daß eine Klausel der AGB- 
Kontrolle standhalten wird, besteht im Verbandsprozeß eben­
sowenig wie im Individualverfahren.

2. Entgegen der Auffassung der Beklagten greift die
Verjährungsvorschrift des § 13 Abs. 4 AGBG nicht ein, auch 
wenn man die Behauptung der Beklagten zugrunde legt, sie 
habe das Formular mit der beanstandeten Klausel nur in den 
Jahren 1987 und 1988 für den Abschluß von Änderungsverträ- 
gen verwandt. Weder die Verjährungsfrist von vier noch die 
von zwei Jahren ist abgelaufen. Die Fristen beginnen mit 
jeder erneuten Verwendung der Bestimmung von neuem zu lau- 
fen (vgl. Hensen in UImer/Brandner/Hensen aaO § 13 Rdn. 46; 
Lindacher in Wolf/Horn/Lindacher aaO § 13 Rdn. 72). Da auch 
das Sichberufen auf die Bestimmung eine Verwendung ist 
(vgl. unter 1) und die Beklagte auch in diesem Rechtsstreit 
die Wirksamkeit der Bestimmung vertreten hat, waren die 
Fristen bislang nicht: in Lauf gesetzt worden. Aus denselben 
Gründen liegt auch die Wiederholungsgefahr als notwendige 
Voraussetzung eines Unterlassungsanspruchs vor.

3. Die von der Beklagten verwendete Klausel ist eine 
Bestimmung ihrer Allgemeinen Geschäftsbedingungen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 AGBG. Der vorformulierte Antrag auf Abände­
rung des Versicherungsvertrages, der die Klausel enthält, 
ist zum Abschluß einer Vielzahl von Abänderungsverträgen 
bestimmt.
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Das Antragsformular enthält keinen Hinweis darauf, daß 
neben der vorgedruckten "Vertragsverlängerung auf 10 Jahre" 
individuell auch eine andere, kürzere Vertragsdauer ausge­
handelt werden kann. Die Revision ist der Auffassung, der 
Versicherungsnehmer könne dem beigefügten Informationsblatt 
entnehmen, daß auch kürzere Laufzeiten möglich seien. Dem 
kann nicht gefolgt werden. Das Informationsblatt trägt auf 
der Rückseite die Überschrift "Besserer Versicherungsschutz 
durch klare Bedingungen". Unter dem Fettdruck "Dauer-Ra­
batt" steht: "10-jährige Verträge werden durch einen Rabatt 
begünstigt". Schon die Gesamtüberschrift läßt nicht erwar­
ten, daß unter ihr auch die Dauer von Vertragsverlängerun­
gen abgehandelt wird. Sie wirbt lediglich für die Umstel­
lung auf die neuen Bedingungen 1984. Daß zehnjährige Ver­
träge durch einen Rabatt begünstigt werden, mag auf die 
Möglichkeit anderer Laufzeiten schließen lassen. Der durch­
schnittliche Versicherungsnehmer, auf (Jessen Verständnis es 
ankommt (st. Rspr. des Senats,, vgl. Urteil vom 23. Juni 
1992 - IV ZR 135/92 - VersR 1993, 957 unter III 1 b m.w.H.) 
bringt diesen Hinweis aber nicht mit der Vertragsverlänge­
rung in Verbindung, die in dem Umstellungsantrag aus­
schließlich mit zehn Jahren angegeben ist. Auch aus dem Zu­
satz "bei Gewährung eines entsprechenden Beitragsnachlas­
ses", der der Vorgabe "Vertragsverlängerung auf 10 Jahre" 
hinzugefügt ist, schließt der durchschnittliche Versiche­
rungsnehmer nicht, daß auch andere Verlängerungszeiten 
- ohne Nachlaß - angeboten werden sollen. Ein solcher 
Schluß ist zwar möglich, aber so fernliegend, daß dem Vor­
druck der Charakter Allgemeiner Geschäftsbedingungen nicht 
genommen wird.
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Wenn der Versicherungsnehmer bei den Vertragsverhand­
lungen darauf hingewiesen worden sein sollte, daß auch eine 
kürzere Verlängerungsdauer möglich sei, so handelte es sich 
um Merkmale der konkreten ?c.llgestaltung, die nicht Be­
standteil der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind. Sie 
müssen bei der vom Einzelfall losgelösten abstrakten Wirk­
samkeitsprüfung im Unterlassungsverfahren außer Betracht 
bleiben (BGHZ 116, 1, 4f. m.w.N.). Damit ist der Beklagten 
nicht der Einwand abgeschnitten, im Einzelfall die Laufzeit 
des Vertrages individuell vereinbart zu haben. Der Verwen­
der hat die Möglichkeit, in etwaigen Folgeverfahren, in de­
nen über das Vorliegen konkreter Zuwiderhandlung und ihre 
rechtlichen Konsequenzen zu entscheiden ist (vgl. § 890 
ZPO, § 21 AGBG), darzulegen und zu beweisen, daß er die be­
anstandete AGB-Klausel nicht isoliert verwendet, sondern 
den Versicherungsnehmer zusätzlich darüber unterrichtet 
hat, daß er auch eine geringere Verlängerungsdauer wählen 
kann (vgl. BGHZ 116, 1, 5f.).

4. Die Revision vertritt die Auffassung, die formular­
mäßige Laufzeitregelung sei der Inhaltskontrolle gemäß § 8 
AGBG entzogen. Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedin­
gungen über den unmittelbaren Gegenstand der Hauptleistun­
gen seien von der Inhaltskontrolle ausgenommen. Dazu gehöre 
auch die Laufzeit eines Hausratversicherungsvertrages. Sie 
sei unentbehrlicher Bestandteil der vertragscharakteristi­
schen Hauptleistungspflichten. Auch die Neufassung des § 8 
Abs. 3 W G  bringe den preis- und hauptleistungsbestimmenden 
Charakter der Vertragslaufzeit in Versicherungsverträgen 
zum Ausdruck. Die Vertragsdauer stehe in einem unmittelba­
ren Zusammenhang mit der Höhe der Prämie.
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Der Senat verkennt nicht, daß die Laufzeit eines Ver­
sicherungsvertrages Auswirkungen auf die Kalkulation der 
Prämienhöhe haben kann. Dennoch gehört die Laufzeit eines 
Hausratversicherungsvertrages nicht zu dem Kernbereich, der 
nach § 8 AGBG keiner Kontrolle nach §§ 9 bis 11 AGBG unter­
liegt. Kontrollfrei bleiben bloße Leistungsbeschreibungen. 
Solche Beschreibungen legen Art, Umfang und Güte der ge­
schuldeten Leistungen fest, lassen aber die für die Lei­
stungen geltenden gesetzlichen Vorschriften unberührt. 
Klauseln, die das Hauptleistungsversprechen einschränken, 
verändern, ausgestalten oder modifizieren, sind hingegen 
inhaltlich zu kontrollieren. Damit bleibt für die der Über­
prüfung entzogene Leistungsbeschreibung nur der enge Be­
reich der Leistungsbezeichnungen, ohne deren Vorliegen man­
gels Bestimmtheit oder Bestimmbarkeit des wesentlichen Ver­
tragsinhalts ein wirksamer Vertrag nicht mehr angenommen 
werden kann (Senatsurteile vom 21. April 1993 - IV ZR 
33/92 - VersR 1993, 830 unter I 2 und vom 23. Juni 1993 
- IV ZR 135/92 - aaO unter II).

Zu diesem engen Leistungsbereich gehört nicht die 
Laufzeit eines Hausratversicherungsvertrages (a.A. wohl 
Horn in Wolf/Horn/Lindacher aaO § 23 Rdn. 464). Sie gestal­
tet lediglich das Hauptleistungsversprechen näher aus. Auch 
ohne die Festlegung einer zehnjährigen Vertragsdauer könnte 
der wesentliche Vertragsinhalt, nämlich die vereinbarte 
Prämie und der dafür gewährte Versicherungsschutz bestimmt 
werden. Durch den Einfluß auf die Prämienkalkulation wird 
die vorformulierte Regelung über die Vertragsdauer selbst 
nicht zur bloßen Leistungsbeschreibung. Der Senat hat schon 
in seiner Stellungnahme im Verfahren des Bundesverfassungs-
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gerichts (BVerfGE 70, 115, 120f.) die Auffassung vertreten, 
Klauseln über die Vertragsdauer von Versicherungsverträgen 
seien nach § 9 AGBG kontrollierbar.

5. Die Klausel über eine zehnjährige Verlängerung des 
Hausratversicherungsvertrages hält einer Kontrolle nach § 9 
AGBG nicht stand.

a) Allerdings greift § 9 Abs. 2 Nr. 1 AGBG als Kon- 
trol.Imaßstab nicht ein. Danach ist eine unangemessene Be­
nachteiligung des Vertragspartners im Zweifel anzunehmen, 
wenn die Bestimmung mit wesentlichen Grundgedanken der ge­
setzlichen Regelung, von der abgewichen wird, nicht zu ver­
einbaren ist. Eine gesetzliche Regelung, die zur Beurtei­
lung der Dauer von Versicherungsverträgen unmittelbar her­
angezogen werden könnte, gibt es nicht. § 11 Nr. 12a AGBG 
kommt als gesetzliches Leitbild nicht in Betracht (a.A. OLG 
Düsseldorf, VersR 1991, 989), weil aus seinem Geltungsbe­
reich Versicherungsverträge durch § 23 Abs. 2 Nr. 6 AGBG 
ausdrücklich ausgeschlossen sind. Auch § 8 Abs. 2 Satz 3 
VVG, wonach die Parteien auf das Kündigungsrecht bis zur 
Dauer von zwei Jahren verzichten können, kann als gesetzli­
ches Leitbild nicht herangezogen werden. Wie sich aus § 8 
Abs. 2 Satz 1 W G  ergibt, bezieht sich die gesetzliche Re­
gelung auf Versicherungsverhältnisse, die auf unbestimmte 
Zeit eingegangen sind. Für die Frage, welche Vertragsdauer 
den Versicherungsnehmer unangemessen benachteiligt, läßt 
sich aus dieser gesetzlichen Regelung nichts herleiten 
(vgl. Wille, VersR 1992, 129, 138; Flore, ZfS 1993, 109f.; 
a.A. OLG Düsseldorf aaO).
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b) Die Unwirksamkeit der Zehn-Jahres-Bestimmung ergibt 
sich aber aus der Generalklausel des § 9 Abs. 1 AGBG. Die 
Bestimmung benachteiligt den Versicherungsnehmer entgegen 
den Geboten von Treu und Glauben unangemessen. Das ergibt 
sich aus einer Abwägung der Interessen der Vertragspartei­
en .

aa) Eine solche Abwägung ist nicht schon deshalb ent­
behrlich, weil der mit dem Gesetz zur Änderung versiche­
rungsrechtlicher Vorschriften vom 17. Dezember 1990 
(BGBl. I S. 2864) eingeführte § 8 Abs. 3 VVG eine Vertrags­
dauer von zehn Jahren zuläßt und damit aufgrund der Wertung 
des Gesetzgebers die Wirksamkeit einer Zehn-Jahres-Klausel 
feststünde. Diese gesetzliche Regelung verlangt, daß dem 
Versicherungsnehmer vor Abschluß des Vertrages auch Verträ­
ge für die Dauer von einem Jahr, drei, fünf und zehn Jahren 
schriftlich angeboten wurden. Dadurch wird dem Versiche­
rungsnehmer vor Augen geführt, daß er eine Wahl zwischen 
Verträgen unterschiedlicher Vertragsdauer hat. Dem Versi­
cherungsnehmer wird damit die Möglichkeit gegeben, bewußt 
eine Vertragsdauer zu wählen, die seinen persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen - auch soweit diese für ihn 
vorhersehbar sind - entspricht. Dieser gesetzlichen Rege­
lung genügt ein auf zehn Jahre gerichtetes Verlängerungsan­
gebot nicht, auch wenn es mit einem Prämiennachlaß verbun­
den ist. Aus der Regelung des § 8 Abs. 3 VVG läßt sich des­
halb nicht der Schluß ziehen, die vor dem 1. Januar 1991 
verwendete Zehn-Jahres-Klausel widerspreche nicht den Gebo­
ten von Treu und Glauben.
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bb) Grundsätzlich ist das Interesse des Versicherers 
als berechtigt anzuerkennen, die Verträge aus Wettbewerbs­
gründen so zu gestalten, daß er günstige Prämien anbieten 
kann. Diesem Ziel kann auch die Verlängerung von Verträgen 
um lange Laufzeiten dienen. Diese kann Verwaltungs- und Ak­
quisitionskosten niedrig halten. Gleichzeitig liegt eine 
kostengünstige Kalkulation auch im kollektiven Interesse 
der Versichertengemeinschaft, so daß sich niedrige Kosten 
auch zugunsten der Versicherungsnehmer auswirken, wenn der 
Versicherer bereit ist, Kostenvorteile an den Versiche­
rungsnehmer weiterzugeben. Diesem kollektiven Interesse 
kommt aber dann kein besonderes Gewicht zu (vgl. auch BGHZ 
83, 169, 180), wenn die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
einzelne Versicherungsnehmer in nicht zu vernachlässigender 
Zahl erheblich belasten. Das ist mit der Zehn-Jahres-Klau- 
sel der Fall.

cc) Eine erhebliche Belastung des Versicherungsnehmers 
liegt schon in der Einschränkung der Dispositionsfreiheit 
bei Verlängerung des Vertrages. Bei der Ausgestaltung des 
Formulars muß der Versicherungsnehmer davon ausgehen, bei 
einer beabsichtigten Verlängerung auf eine bestimmte Zeit 
keine andere Wähl zu haben, als das Vertragsverhältnis über 
eine Laufzeit von zehn Jahren zu verlängern. Das Formular 
sieht keine kürzeren Laufzeiten vor.

Schwerer wiegt, daß der Versicherungsnehmer nach der 
Verlängerung keine Möglichkeit hat, sich marktgerecht zu 
verhalten und eine ihm gebotene Möglichkeit, zu günstigeren 
Bedingungen das Risiko anderwärts zu versichern, für eine 
Dauer von zehn Jahren nicht nutzen kann. Die damit mögli-
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cherweise verbundene Einschränkung des Wettbewerbs unter 
den Versicherern kann sich überdies zum Nachteil aller Ver­
braucher auswirken.

Auch kann es während einer so langen Vertragsdauer un­
vorhergesehene Umstände geben, die es einem Versicherungs­
nehmer geboten erscheinen lassen, mehrere Versicherungen 
verschiedener Art bei einem Versicherer zu bündeln. Diesem 
Bedürfnis kann er nicht nachgeben. Des weiteren ist er in 
der Dispositionsfreiheit insofern eingeschränkt, als er das 
Versicherungsverhältnis nicht beenden kann, auch wenn er 
zur Auffassung gelangt, daß der Service oder die Regulie­
rungspraxis des Versicherers im Versicherungsfall nicht 
seinen Vorstellungen entspricht. Solche Umstände, die einen 
Versicherungsnehmer veranlassen können, den Versicherer zu 
wechseln, muß der Partner eines auf zehn Jahre geschlosse­
nen Vertrages für diese Dauer hinnehmen, ohne auf sie ange­
messen reagieren zu können.

Insbesondere aber kann es für den Versicherungsnehmer 
außerordentlich belastend sein, wenn er die Versicherung 
nicht an unvorhergesehene Veränderungen wirtschaftlicher 
Umstände anpassen und gegebenenfalls ganz darauf verzichten 
kann, das Risiko weiter zu versichern. Bei einer Vertrags­
dauer von zehn Jahren ist es für viele Versicherungsnehmer 
nicht vorherzusehen, ob sie etwa arbeitslos werden, eine 
berufliche Selbständigkeit verlieren, wirtschaftliche 
Scheidungsfolgen hinnehmen müssen oder in Vermögensverfall 
geraten. In solchen Fällen muß es dem Versicherungsnehmer 
überlassen sein zu beurteilen, ob er den Versicherungs­
schutz noch benötigt oder für sinnvoll und wirtschaftlich
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tragbar hält. Die Belastung durch einen auf zehn Jahre un­
kündbaren Versicherungsvertrag ist nicht schon deshalb zu 
verneinen, weil die Prämien vielleicht gering sind. Bei 
länger andauernden wirtschaftlichen Schwierigkeiten können 
auch geringe Prämien den Schuldner relativ beschweren.
Nicht selten unterhalten Versicherungsnehmer auch mehrere 
Versicherungsverträge mit einer Laufzeit von zehn Jahren, 
deren Prämiensumme dann eine besondere finanzielle Last 
darstellt. Diese wird dem wirtschaftlich schwachen Versi­
cherungsnehmer auch durch das Sozialhilferecht nicht genom­
men. Zu dem in § 12 BSHG beschriebenen Bedarf gehören keine 
Beiträge zu privaten Versicherungen (Oestreicher/Schelter/ 
Kunz, BSHG Loseblattsammlung Stand Oktober 1992 § 12 
Rdn. 24). § 76 Abs. 2 Nr. 3 BSHG sieht lediglich vor, daß 
angemessene Beträge zu privaten Versicherungen vom anre­
chenbaren Einkommen abzuziehen sind. Es geht auch nicht an, 
die lange Dauer einer Bindung an Verträge privater Versi­
cherungen mit Leistungen der Sozialhilfe zu rechtfertigen. 
Im allgemeinen kann sich der Versicherungsnehmer von der 
ihn in wirtschaftlich schweren Zeiten drückenden Last auch 
nicht durch eine Kündigung befreien, die auf Wegfall der 
Geschäftsgrundlage oder auf einen wichtigen Grund gestützt 
ist. Sie kann nicht auf Umstände gestützt werden, die dem 
Gefahrenbereich des Kündigenden entstammen (BGHZ 74, 370; 
Senatsurteil vom 27. März 1991 - IV ZR 130/90 - NJW 1991, 
1828 unter II 2a).

dd) Diese schweren Nachteile des Versicherungsnehmers 
werden durch die geringen Vorteile eines Vertrags mit zehn­
jähriger Laufzeit, daß sich etwa die Allgemeinen Versiche­
rungsbedingungen und - von Ausnahmen abgesehen (§ 11 Nr. 3
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und § 16 Nr. 2 VHB 84) - die Prämienhöhe nicht zu Lasten 
des Versicherungsnehmers verändern können, nicht annähernd 
aufgehoben. Die Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile 
des Versicherungsnehmers einerseits und der berechtigten 
Interessen des Versicherers an Verträgen mit einer zehnjäh­
rigen Laufzeit andererseits ergibt ein solches Ungleichge­
wicht zu Lasten des Versicherungsnehmers, daß die Zehn-Jah- 
res-Klausel das Gleichgewicht ‘der Rechte und Pflichten in 
einem Maße stört, das mit den Geboten von Treu und Glauben 
nicht mehr vereinbar ist. Der Beklagten ist deshalb unter­
sagt, sich im Falle einer Kündigung des Vertrages durch den 
Versicherungsnehmer auf diese Klausel zu berufen. Dies ent­
spricht auch dem seit dem 1. Januar 1991 in Kraft getrete­
nen § 8 Abs. 3 WG. Diese gesetzliche Regelung läßt zwar 
Zehn-Jahres-Verträge zu, jedoch nicht nur unter der Voraus­
setzung, daß ein Prämienrabatt gewährt wird, sondern auch 
Verträge mit kürzeren Laufzeiten angebeten werden. Auch 
wenn § 8 Abs. 3 W G  keine gesetzliche Leitlinie im Sinne 
von S 9 Abs. 2 Nr. 1 AGBG darstel.lt, ist der Vorschrift 
doch zu entnehmen, daß ein Versicherungsvertrag mit einer 
Laufzeit von zehn Jahren ohne einen ausgewiesenen Prämien­
vorteil und ohne Wahl kürzerer Laufzeiten unerwünscht ist. 
Erst recht ist diese Annahme gerechtfertigt durch die be­
vorstehende Neuregelung des § 8 WG, die mit der Zustimmung 
des Bundesrates vom 8. Juli 1994 beschlossen wurde und die 
eine Vertragsdauer von längstens fünf Jahren vorsieht.

Die Feststellung, der Versicherer dürfe sich bei einer 
Kündigung nicht auf die Zehn-Jahres-Klausel berufen, durch­
bricht nicht den Grundsatz, daß Verträge einzuhalten sind. 
Dieser Grundsatz findet seine Grenzen an den Geboten von
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Treu und Glauben, die in § 9 Abs. 1 AGBG ihren Niederschlag 
gefunden haben. Widerspricht eine Klausel - wie hier - die­
sen Geboten, so ist sie unwirksam und kein Bestandteil des 
grundsätzlich einzuhaltenden Vertrages geworden.

6. Die Klausel kann nicht für einen Teil der Laufzeit 
aufrechterhalten werden. Sie ist unteilbar. Sie enthält 
nicht mehrere inhaltlich voneinander trennbare Regelungen. 
Eine teilweise Aufrechterhaltung bedeutete eine geltungser­
haltende Reduktion, die der Bundesgerichtshof seit Inkraft­
treten des AGB-Cesetzes am 1. April 1977 in ständiger 
Rechtsprechung abgelehnt hat (vgl. BGHZ 111, 278f.).

Bundschuh Dr. Ritter Römer

Dr. Schlicht!ng Ter no
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